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RISIKOMANAGEMENT IN DER INTEGRIERTEN QUARTIERS-

ENTWICKLUNG  

1 Einleitung 

1.1 Die kleinräumige Dimension von Krisen und Katastrophen 

Die Häufung der jüngeren Krisenerfahrungen und das Wissen um die absehbare Zunahme 
an klimabedingten Stressen und Katastrophen prägen zunehmend die Diskussion in deut-
schen Kommunen. Allerdings bleibt in der Diskussion um entsprechende Risiken und re-
sultierende Managementaufgaben die Wahrnehmung um die Relevanz kleinräumiger Un-
terschiede in den verschiedenen Quartieren und Nachbarschaften der Städte meist noch 
unberücksichtigt. Dabei stärkt die kleinräumige Betrachtung das Verständnis für Risiken 
und bietet konkrete Ansatzpunkte im Management dieser Risiken.  

In dem vorliegenden Beitrag geht es darum, die Aufmerksamkeit auf städtische Teilräume 
zu lenken und die Relevanz von Aufgaben des Katastrophenrisikomanagements (DRM) auf 
der Ebene von integrierten Ansätzen der Quartiersentwicklung sichtbar zu machen. Dabei 
stehen Präventionsansätze im Sinne der Entwicklung einer Präventionskultur im Vorder-
grund, bei der es auch um eine große Bandbreite möglicher Krisensituationen geht. Neben 
klimabedingten Krisen wie Hitze oder Starkregen geht es auch um mögliche Folgen etwa 
von Industrieunfällen oder Anschlägen auf Versorgungsinfrastrukturen. Die Erfahrungen 
der Pandemie haben zudem gezeigt, dass auch die Verbreitung von Infektionskrankhei-
ten, aber auch die Infektionsbekämpfung kleinräumige Ungleichheiten verstärkt hat.  

1.2 Risikomanagement in der integrierten Quartiersentwicklung 

Aus der Perspektive der integrierten Quartiersentwicklung wird auf die kleinräumigen Ri-
siken und die ungleiche Verteilung von Verwundbarkeiten geblickt. Darauf aufbauend 
wird erörtert, wie ein kleinräumiges Risikomanagement in vorhandene Ansätze, Instru-
mente und Strategien eingebettet werden könnte. Dabei gilt es, die Synergien aufzuzei-
gen, zwischen einem für viele Kommunen neu hinzukommenden Katastrophenrisikoma-
nagement und der in vielen Städten etablierten integrierten Quartiersentwicklung, etwa 
im Rahmen der Programmförderung der Städtebauförderung. Das Katastrophenrisikoma-
nagement wird dabei als ein ergänzendes Handlungsfeld der integrierten Quartiersent-
wicklung verstanden, das insbesondere auf bereits bestehenden Ressourcen bzw. leicht 
mobilisierbaren Ressourcen aufbaut. Zudem geht es um die Schnittstellen zu möglichen 
gesamtstädtischen Ansätzen des Risikomanagements. Je nach kommunaler Vorausset-
zung können Ansätze auf der Quartiersebene auch als Impulse für die Initiierung gesamt-
städtischer Risikomanagementansätze aufgegriffen werden. 
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1.3 Exposition gegenüber Risiken - Vulnerabilität gegenüber Risikofolgen 

Es sollten zwei Ebenen betrachtet werden. Die erste Ebene betrachtet die Entstehung von 
Risiken, die im urbanen Raum kleinräumig unterschiedlich ausgeprägt sein können, wie 
z. B. Hitzestresse. Die zweite Ebene betrachtet die Auswirkungen krisenhafter und kata-
strophaler Ereignisse, von denen Menschen kleinräumig unterschiedlich betroffen sein 
können, wie z. B. von der Pandemie. Beide Ebenen können sich auch überlagern, so dass 
gleichzeitig kleinräumig stärkere Risiken auf eine kleinräumig stärkere Betroffenheit von 
Menschen treffen. 

Beide Facetten sind für die Aufgaben und Fragen des Managements von Risiken von be-
sonderer Relevanz. Sie zeigen, dass das Risikomanagement beide Aspekte berücksichtigen 
muss. Während die Entstehung von Risiken, etwa das Aufkommen kleinräumiger Hitzein-
seln oder kleinräumige Überschwemmungsgefährdungen, die Entstehungsfaktoren von 
Risiken betrachtet, stehen bei der Vulnerabilität die Menschen im Vordergrund, die in un-
terschiedlichem Maße empfänglich für Belastungen oder Stressfaktoren sind. Die Emp-
findlichkeit von Menschen gegenüber Stressfaktoren unterscheidet sich dabei auf unter-
schiedlichen Ebenen, etwa der physischen Konstitution, aber insbesondere auch der psy-
chischen Belastbarkeit. Auch die soziale Lage von Menschen beeinflusst die Empfindlich-
keit gegenüber Belastungen. Armutserfahrungen wie andauernde existenzielle finanzielle 
Stresse, aber auch Ausgrenzung und fehlende Teilhabemöglichkeiten führen zu einer so-
zialen Vulnerabilität. Bedingt durch Armutsfolgen bzw. eine geringe Wohnkaufkraft resul-
tiert auch eine unterdurchschnittliche immobilienwirtschaftliche Investitionsfähigkeit im 
Wohnungsbestand. Bei ausbleibenden Modernisierungsimpulsen und Investitionen in die 
Gebäudesicherheit, etwa gegenüber Hochwasserereignissen oder dem Schutz vor Hitze, 
entstehen auch indirekte Vulnerabilitäten. D.h., es resultieren stärkere Risiken für Bewoh-
nerinnen und Bewohner aufgrund schlechterer baulicher Voraussetzungen in ihren 
Wohngebäuden, sowohl bei Mieterhaushalten als auch selbstnutzenden Eigentümer-
haushalten.  

1.4 Beobachtbarkeit kleinräumiger Risiken 

Es gibt keine bundesweite kleinräumige Beobachtungsmöglichkeit, mit der die Entste-
hungsrisiken oder auch die potenziellen Auswirkungen von Katastrophen und Krisener-
eignissen systematisch erfasst und bewertet werden könnten. Dies liegt nicht nur daran, 
dass die im Zusammenhang mit Krisen stehenden kleinräumig differenzierten Aufgaben 
und Anforderungen in der integrierten Stadtentwicklung noch vergleichsweise wenig er-
forscht und systematisch analytisch bearbeitet werden, sondern ist auch darauf zurück-
zuführen, dass kleinräumige, d.h. innerstädtische Beobachtungen ein kommunales Aufga-
benfeld sind. Entsprechend vielfältig ist daher auch die kommunale Landschaft der klein-
räumigen Beobachtungsmöglichkeiten und Instrumente, die von rudimentären Informa-
tionsgrundlagen bis hin zu langjährig entwickelten GIS-basierten kleinräumigen Raumbe-
obachtungssystemen insbesondere in Großstädten reicht. Je nach lokalen Voraussetzun-
gen ist die systematische Beobachtung und auch Bewertung von Risiken und Vulnerabili-
täten unterschiedlich aufwändig.  

Lohnenswert dürfte in jedem Fall die datenbasierte Analyse unterschiedlich kleinräumig 
ausgeprägterer Vulnerabilitäten sein, die auch unabhängig von Risikoanalysen Hinweise 
für ein ganzes Spektrum kommunaler sozialpolitischer Aufgaben bietet. Auch für Risiko-
betrachtungen wie lokale Hitze-Hotspots bestehen mittlerweile leicht zugängliche 
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Informations- und Datengrundlagen. In der vorliegenden Studie erfolgt hierzu eine Ana-
lyse, die bundesweit flächendeckend durchgeführt werden kann.  

2 Kleinräumig konzentrierte Risiken in deutschen Städten 

2.1 Kleinräumige Gebietskulissen im Fokus der Risikobetrachtung 

Um die kleinräumigen Unterschiede der Entstehung von und der Exposition gegenüber 
Risiken flächendeckend systematisch zu erfassen, gibt es bisher noch keine Beobach-
tungsgrundlage. Um dennoch eine aussagekräftige Grundlage für entsprechende Analy-
sen zu schaffen, eignen sich die Gebiete, die von den Kommunen selbst als Stadterneue-
rungsgebiete identifiziert werden, um diese mit finanzieller Unterstützung von Bund und 
Land integriert weiterentwickeln zu können. Dabei ist das Städtebauförderungsprogramm 
Sozialer Zusammenhalt von besonderer Bedeutung, weil hier städtebauliche Problemla-
gen mit Herausforderungen der sozialen Zusammensetzung der Bewohnerinnen und Be-
wohner kumulieren. Die Kommunen beantragen anhand eigener Analysen und konzepti-
oneller Vorarbeiten im Rahmen sogenannter integrierter städtebaulicher Entwicklungs-
konzepte die Förderung für ihre identifizierten Handlungsbedarfe in den Quartieren. Die 
Quartiere werden meist als sogenannte benachteiligte Quartiere bezeichnet, bei denen 
einerseits überdurchschnittliche städtebauliche Investitionsbedarfe etwa im Öffentlichen 
Raum bestehen und andererseits durch die Zusammensetzung der Bewohnerschaft über-
durchschnittliche sozial-integrative Anforderungen bestehen, denen mit der Qualifizie-
rung der sozialen Infrastruktur aber auch der gemeinwesenorientierten Quartiersarbeit 
von Quartiersmanagements begegnet wird. Damit eignen sich diese Quartiere nicht nur 
für die Beobachtung von kleinräumigen Ausprägungen von Risiken und Vulnerabilitäten, 
sondern aufgrund der Entwicklungs- und Handlungsorientierung auch als Gebiete mit An-
knüpfungspunkten für das Management dieser Risiken.  

Das Vorläuferprogramm des Sozialen Zusammenhalts (seit 2020) war das Programm So-
ziale Stadt, welches mit dem Nachfolgeprogramm in seinen wesentlichen Ausrichtungen 
und dem Handlungsrahmen fortgesetzt wird. Im Jahr 2022 gibt es zwischen 600 und 700 
Programmgebiete, die in der Förderung sind, d.h., in denen die Kommunen integrierte 
Entwicklungsansätze verfolgen. Die Programmgebiete sind als kleinräumiger Raumtyp in-
sofern beobachtbar, da dieser im Sozio-ökonomischen Panel (SOEP)1 auswertbar ist. 
Hierzu wurde eine Zusatzstichprobe eingeführt, so dass damit unabhängig von einzelnen 
kommunalen Datenquellen die in der Stichprobe erhobenen Daten für diesen Raumtyp 
gemessen werden können. Dies ermöglicht einen Vergleich zu durchschnittlichen Räu-
men, die nicht als Programmgebiete erfasst sind, um die Besonderheiten für den Raumtyp 
Programmgebiet aufzuzeigen. Die darauf basierenden Analysen stehen damit einerseits 
stellvertretend für vergleichbare andere Quartiere mit entsprechenden Herausforderun-
gen, verweisen andererseits auch auf Anknüpfungspotenziale für die thematische Einbin-
dung im Rahmen von zunächst geförderten Entwicklungsprozessen. 

 

1  Das Sozio-ökonomische Panel (SOEP) ist eine seit 1984 jährlich durchgeführte, repräsentative Wiederholungsbefra-

gung von Haushalten und Individuen in Deutschland. Aktuell werden jährlich etwa 30.000 Personen in rund 20.000 

Haushalten befragt. 
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2.2 Ungleiche kleinräumige Vulnerabilität  

2.2.1 Einkommensungleichheit 

Als eines der markantesten Merkmale für eine unterschiedliche kleinräumige Vulnerabili-
tät kann die sozio-ökonomische Situation der Haushalte betrachtet werden. Ganz offen-
sichtlich führt die soziale Segregation im Durchschnitt der betrachteten Städte in Deutsch-
land zu einer deutlichen Konzentration an Haushalten, die zur Sicherung ihres Lebensun-
terhalts auf Transferleistungen nach dem SGB II sowie SGB XII angewiesen sind. Darüber 
hinaus besteht jedoch auch noch eine Ungleichverteilung der Haushalte außerhalb der 
Transferleistungen hinsichtlich der Einkommenssituation. Deutlich mehr Haushalte in den 
Programmgebieten verfügen über ein Haushaltsnettoeinkommen unterhalb des Media-
neinkommens deutscher Haushalte, bzw. deutlich weniger Haushalte in den Programm-
gebieten verfügen über entsprechend höhere Einkommen. Deutlich ist dabei auch der hö-
here Anteil der Haushalte außerhalb der Transferleistungen, die unterhalb der Schwelle 
der Armutsgefährdung von rd. 60 % des Medianeinkommens leben (vgl. Abbildung 1).  

Abbildung 1:  Anteil Haushalte nach Einkommensgruppen in Programmgebieten im 
Vergleich zu Nicht-Programmgebieten 

 

Einkommensgruppen gemessen am Medianeinkommen (äquivalenzgewichtetes Haus-
haltsnettoeinkommen) sowie gesondert Haushalte im Transferleistungsbezug des SGB II 
bzw. SGB XII  
Quelle: SOEPv39, eigene Berechnungen      empirica 

 

Diese räumliche Konzentration sozio-ökonomisch belasteter Haushalte geht einher mit 
einem höheren Anteil existenzieller Stressbelastungen der Haushalte. Präventive Maß-
nahmen für mögliche Krisensituationen, wie die Empfehlungen zur individuellen Bevorra-
tung von Lebensmitteln sowie anderen empfohlenen Grundvorräten in den Privathaus-
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Haushalten ohne entsprechende Präventionskapazitäten führt dazu, dass quartiersbezo-
gen neben den kommunikativen Aufgaben auch entsprechende intensivere Vorkehrun-
gen für Krisenfälle zur Notversorgung erforderlich werden. 

2.2.2 Ungleiche Wohnkaufkraft 

Die unterdurchschnittliche Einkommenssituation von Mieterhaushalten in den Pro-
grammgebieten führt trotz eines geringeren Wohnflächenkonsums bei einem höheren 
Anteil der Haushalte zu einer Wohnkostenüberlastung, gemessen an einer Wohnkosten-
belastung, die mehr als 30 % des Nettoeinkommens der Haushalte ausmacht. Daher ist 
der Anteil stark wohnkostenbelasteter bzw. -überlasteter Haushalte in den Programmge-
bieten höher als in Nicht-Programmgebieten. In den Metropolen macht der Unterschied 
etwa 8 %-Punkte aus. Die geringeren Einkommen, bzw. die bereits aktuell höhere Wohn-
kostenbelastung verringern den Handlungsspielraum für Investitionen in die Wohnge-
bäude, die über die Mieteinnahmen wieder refinanziert werden müssen. Beispielhaft 
hierzu kann anhand von Modellrechnungen zur Mietumlage der Haushalte im Falle von 
energetischen Modernisierungsmaßnahmen aufgezeigt werden, wie viel mehr Mieter-
haushalte dadurch in eine Wohnkostenüberlastung geraten (vgl. Abbildung 2). Der über-
durchschnittlich stark begrenzte finanzielle Handlungsspielraum in Programmgebieten, 
spiegelt die räumlich ungleichen Voraussetzungen auch für andere bauliche Investitions-
maßnahmen, die etwa im Bereich des Hitzeschusses oder gegenüber Hochwasserereig-
nissen wirken könnten. Die größere sozioökonomische Vulnerabilität wirkt damit auch in-
direkt in geringere gebietsbezogene Fähigkeiten im investiven Umgang mit Risiken.  

Abbildung 2:  Anstieg des Anteils Mieterhaushalte in Programmgebieten, die nach 
energetischer Modernisierung wohnkostenüberlastet wären 

 

Modellrechnung empirica zur Einkommenssituation und Wohnkostenbelastung sowie der 
Wohnkostenüberlastung im Vergleich der aktuellen Situation und im Falle der energeti-
schen Modernisierung mit gedeckelter Umlage  
Quelle: SOEPv37, eigene Berechnungen      empirica 
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2.2.3 Ungleiche Kommunikationsvoraussetzungen 

Eine grundlegende Voraussetzung, um im akuten Krisenfall Verhaltenshinweise zu verste-
hen aber auch im Vorfeld Hinweise für präventives Verhalten und Vorsorgeverhalten zu 
verstehen, ist die Sprachkompetenz der Adressaten für die Krisenkommunikation. Der 
Blick auf die Zusammensetzung der Bewohnerschaft in den Programmgebieten im Ver-
gleich zu Nicht-Programmgebieten zeigt sehr deutlich, dass die Programmgebiete einen 
deutlich höheren Anteil Migranten haben. So ist der Anteil an Personen mit direktem Mig-
rationshintergrund, also Menschen mit eigener Migrationserfahrung, in den Programm-
gebieten mit etwa einem Drittel rd. doppelt so hoch wie in Nicht-Programmgebieten2. 
Damit bestehen für eine große Bevölkerungsgruppe in den Programmgebieten besondere 
sprachliche Herausforderungen, auch mit Blick auf die Aufgaben des Katastrophenmana-
gements. Betrachtet man die unterschiedlichen Altersgruppen, wird sichtbar, dass der An-
teil an Personen mit schlechter oder fehlender Deutsch-Lesekompetenz bei älteren Men-
schen (älter als 55 Jahre) höher ist als bei jungen oder mittelalten Erwachsenen (vgl. Ab-
bildung 3). Insbesondere in Großstädten ist bei älteren Erwachsenen die schlechte oder 
fehlende Deutsch-Lesekompetenz in Programmgebieten mit anteilig über 16 % besonders 
ausgeprägt, während es in der gleichen Altersgruppe in großstädtischen Nicht-Programm-
gebieten weniger als halb so viele sind.  

Abbildung 3:  Schlechte oder fehlende Deutsch-Lesekompetenz im Vergleich von Al-
tersgruppen und Städtetypen in Programmgebieten und Nicht-Programmgebieten 

 

Junge Erwachsene: bis 26 Jahre, mittelalte Erwachsene: 27 bis 55 Jahre, ältere Erwach-
sene: über 55 Jahre   
Quelle: SOEPv37, eigene Berechnungen      empirica 

 

2  Auswertung von empirica auf Basis des SOEP.   
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2.2.4 Ungleiche gesundheitliche Einschränkungen 

In Krisensituationen, etwa bei längeren Hitzebelastungen, bei Versorgungsengpässen 
bzw. Versorgungsausfällen oder etwa auch bei Evakuierungsbedarfen, sind gesundheitli-
che Einschränkungen der Bewohnerschaft von besonderer Bedeutung. Obwohl die be-
trachteten Programmgebiete mit einem hohen Familien- und Kinderanteil im Vergleich 
eine jüngere Wohnbevölkerung haben, gibt es dennoch anteilig etwas mehr Menschen 
mit gesundheitlichen Belastungen, die den Alltag einschränken. Wenig erstaunlich ist es, 
dass die Anteile bei älteren Erwachsenen über 55 Jahren deutlich höher sind (in großstäd-
tischen Programmgebieten bei knapp 60 %), als bei mittelalten Erwachsenen zwischen 26 
und 55 Jahren (über 30 % in den Programmgebieten). Auch wenn die Unterschiede zwi-
schen den Programmgebieten und Nicht-Programmgebieten mit etwa 6 %-Punkten in den 
Großstädten nicht besonders hoch sind, sollten diese Einschränkungen gerade mit Blick 
auf den insgesamt hohen Anteil älterer Erwachsener dennoch systematisch kleinräumig 
berücksichtigt werden, wenn Themen des Krisenmanagements bearbeitet werden. 

Abbildung 4:  Anteil gesundheitlich im Alltag eingeschränkter Personen im Vergleich 
von Altersgruppen und Städtetypen in Programmgebieten und Nicht-Programmgebie-
ten 

 

Mittelalte Erwachsene:27 bis 55 Jahre, ältere Erwachsene: über 55 Jahre   
Quelle: SOEPv37, eigene Berechnungen      empirica 
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älteren Erwachsenen in großstädtischen Programmgebieten bei rd. 37 % gegenüber 29 % 
in Nicht-Programmgebieten.3  

Dass eine größere sozio-ökonomische Belastung grundsätzlich auch mit höheren gesund-
heitlichen Belastungen einhergeht, wird in gesundheitlichen Studien häufig aufgezeigt. 
Nicht aufgezeigt wird dabei jedoch der kleinräumige Zusammenhang, der u. a. auch mit 
Blick auf die Aufgaben des Katastrophenmanagements wichtig wird. Es geht sowohl um 
den höheren Anteil alltagseingeschränkter Personen, deren Versorgung und Unterstüt-
zung im Krisenfall sichergestellt werden sollte. Zudem sollte ein besonderer Blick auf die 
Haushalte gerichtet werden, die pflegebedürftige Personen im eigenen Haushalt be-
treuen. Auch hier sind es die älteren Haushalte, die sehr viel häufiger Personen im Haus-
halt zu betreuen haben. In den Programmgebieten ist der Anteil dieser Haushalte zudem 
höher als in Nicht-Programmgebieten und reicht fast bis zu jedem zehnten Haushalt. Die 
Ursache hierfür ist unklar. Zu vermuten ist, dass die Frage nach einer stationären oder 
häuslichen Betreuung im Alter auch von den finanziellen Handlungsmöglichkeiten abhän-
gig ist. Somit würde sich auch hier die sozio-ökonomische Ungleichheit auswirken und 
dazu führen, dass in Krisen- und Katastrophensituationen entsprechend häufiger ein Au-
genmerk auf pflegebedürftige Personen in den privaten Haushalten gelegt werden muss. 

Abbildung 5:  Anteil Haushalte mit hilfs- bzw. pflegebedürftigen Personen im Ver-
gleich von Altersgruppen und Städtetypen in Programmgebieten und Nicht-Programm-
gebieten 

 

Jüngere Erwachsene: bis 26 Jahre, mittelalte Erwachsene 27 bis 55 Jahre, ältere Erwach-
sene: über 55 Jahre   
Quelle: SOEPv37, eigene Berechnungen      empirica 

 

3  Auswertung von empirica auf Basis des SOEP.   
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2.2.5 Geringeres Vertrauen und geringeres Engagement 

Einwohnerinnen und Einwohner in Programmgebieten vertrauen öffentlichen Institutio-
nen durchgängig weniger als in Nicht-Programmgebieten. Grundsätzlich deutlich geringer 
ist das Vertrauen in der Bevölkerung insgesamt in Politiker und politische Parteien als ge-
genüber anderen Institutionen. In den Programmgebieten zeigt sich auch hier noch ein 
geringeres Niveau. Aber auch beim Vertrauen in das Rechtssystem und dem Vertrauen in 
die Polizei zeigt sich ein größeres Misstrauen bzw. geringeres Vertrauen bei Bewohnerin-
nen und Bewohnern in Programmgebiete (vgl. Abbildung 6).  

Abbildung 6:  Vertrauen in die öffentliche Hand -Skaleneinschätzung- in Programmge-
bieten und Nicht-Programmgebieten 

 

Angaben auf einer Skala von 0 bis 10: 0=überhaupt kein Vertrauen, 10=volles Vertrauen
   
Quelle: SOEPv37, eigene Berechnungen      empirica 

Zudem leben in Programmgebieten anteilig mehr Menschen, die sich nicht ehrenamtlich 
engagieren. Damit gibt es in Programmgebieten weniger Personen, die für ehrenamtliche 
unterstützende Leistungen verfügbar sind. Die Unterschiede zwischen Programmgebie-
ten und Nicht-Programmgebieten sind außerhalb der Großstädte zudem etwas größer als 
in Großstädten. 
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Abbildung 7:  Anteil nie ehrenamtlich tätiger Personen in Programmgebieten und 
Nicht-Programmgebieten 

 

Quelle: SOEPv37, eigene Berechnungen      empirica 

2.3 Größere Risiken durch Pandemie (Epidemien) 

Befragungen in den Programmgebieten4 des Sozialen Zusammenhalts in der Phase der 
Pandemie zeigen, dass die programmverantwortlichen Personen und die Programmak-
teure vor Ort in den Programmgebieten höhere Auswirkungen beobachten als im Durch-
schnitt in den Stadtgebieten. Dies betrifft insbesondere die Auswirkungen der durchge-
führten Eindämmungsmaßnahmen. Auswirkungen werden u. a. beobachtet auf eine 
wachsende Bildungsdistanz von SchülerInnen in den Programmgebieten zu den durch-
schnittlichen SchülerInnen in den Städten. Hier greifen Angebote des Homeschooling ins-
besondere aufgrund von Einschränkungen der Bildungsunterstützung in den Elternhäu-
sern schlechter. Beobachtet werden auch überdurchschnittlich häufige häusliche Stresse 
in den Programmgebieten. Zudem werden auch überdurchschnittliche finanzielle Belas-
tungen beobachtet durch die selektiv stärkere Betroffenheit bei Arbeitsplatzverlusten 
während der Pandemiephasen. Insgesamt nehmen die programmverantwortlichen Per-
sonen vor Ort einen durch die Pandemiefolgen stark gestiegenen Unterstützungsbedarf 
in den Programmquartieren wahr, der höher ist als in städtischen Durchschnitt. Diese Be-
funde spiegeln sich in der sozialen Differenzierung auch in späteren Studien, wenngleich 
ohne die sozialräumliche Betrachtung.5 Hier kann durch die ungleiche soziale Zusammen-
setzung der Programmgebiete mit einem deutlich höheren Anteil sozial belasteter Haus-
halte der Rückschluss erfolgen. 

Neben der Bewältigung der kleinräumig überdurchschnittlichen sozialen Folgen der Pan-
demie, sind in den Programmgebieten auch hohe Bedarfe für die Information der 

 

4  Bundestransferstelle Sozialer Zusammenhalt: Pandemieerfahrungen in benachteiligten Quartieren, Befragung von 

Quartiersmanagements und Programmverantwortlichen, 2021 
5  Lorenz Gaedke, Ammar Cuk, Katharina Manderscheid: Ungleicher Familienalltag durch die Corona-Pandemie, WiSo-

HH Working Paper Series No. 72, 2022 
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Wohnbevölkerung zu Hygienemaßnahmen entstanden. Auch die Einrichtung und Infor-
mation zu Testmöglichkeiten sowie die Angebote und vor allem Beratungen zu Impfmög-
lichkeiten sind in den Programmgebieten stärker als im Durchschnitt der Städte erforder-
lich. Neben dem etwas unterdurchschnittlichen Bildungshintergrund sind es auch kom-
munikative Anforderungen, etwa die Informationen, Vermittlung und Beratungen in un-
terschiedlichen Sprachen zu ermöglichen. Zu den kommunikativen Anforderungen zählen 
auch die Vertrauens- und Überzeugungsarbeit durch die vor Ort präsenten Akteure, aber 
auch hierfür zu gewinnenden Schlüsselpersonen in den Quartieren. Hier spielt auch ein 
geringeres Vertrauen in öffentliche Institutionen eine Rolle (vgl. 2.2.5). Zu beobachten ist 
auch im Nachgang der Pandemie (SOEP-Auswertung empirica), dass EinwohnerInnen in 
den Programmgebieten seltener gegen das Coronavirus geimpft wurden als in Nicht-Pro-
grammgebieten. Je nach Altersgruppe und Stadttyp liegt der Anteil der geimpften Perso-
nen rd. 5 bis 10 %-Punkte niedriger.   

Allerdings unterscheiden sich in den Programmgebieten nicht nur die Folgen aufgrund der 
Eindämmungsmaßnahmen, sondern es ist auch davon auszugehen, dass hier ein höheres 
Infektionsrisiko bestanden hat. Intensiver durchleuchtet als kleinräumige Unterschiede 
sind auch hier die sozialen Unterschiede des COVID-19-Risikos. Der Datenreport 2021 der 
Bundeszentrale für politische Bildung beschreibt zunächst anhand der sozialepidemiolo-
gischen Forschung, dass die Gesundheitschancen, Krankheits- und Sterberisiken der Men-
schen in engem Zusammenhang mit Merkmalen ihres sozioökonomischen Status stehen. 
Personen mit einem niedrigen sozio-ökonomischen Status haben ein erhöhtes Risiko, 
krank zu werden und vorzeitig zu versterben. Auch für die gesundheitliche Ungleichheit 
durch akute Infektionskrankheiten, wie virale Erkrankungen der Atemwege, bestehen 
entsprechende Hinweise. Der soziale Bias betrifft sowohl die Influenza-Pandemien vor 
2010 (sozial benachteiligte Bevölkerungsgruppen waren stärker von der Influenza bezie-
hungsweise von tödlichen Krankheitsverläufen während der Pandemien betroffen als so-
zial bessergestellte Gruppen) als auch das spätere COVID-19-Geschehen. 6 Als Ursachen 
für ein sozial differenzielles Infektionsrisiko werden ungleiche Lebens- und Arbeitsbedin-
gungen beschrieben, etwa enge Wohnverhältnisse oder die fehlende Möglichkeit von 
Homeoffice. 

Eine Bilanzierung des Infektionsgeschehens in den Programmgebieten konnte aufgrund 
fehlender Datengrundlagen nicht erreicht werden. Vereinzelte kommunale Analysen ver-
deutlichen jedoch den Zusammenhang zwischen dem Ausmaß der Infektionen und den 
kleinräumig unterschiedlichen Rahmenbedingungen. So hat das Gesundheitsamt Frank-
furt a.M. auf Ebene von Stadtteilen sozialräumliche Zusammenhänge des Infektionsge-
schehens bei COVID 19 und der sozialen Ungleichheit analysiert (vgl. Abbildung 8). Er-
kennbar ist anhand eines Index aus sozio-ökonomischen Indikatoren, dass eine hohe Kor-
relation zwischen der Inzidenz und der Stadtteilbelastung besteht. Da Programmgebiete 
in den Städten wiederum zu den besonders stark sozio-ökonomisch belasteten Gebieten 
zählen, ist hier von einem überdurchschnittlichen Infektionsgeschehen aufgrund der be-
nannten Faktoren auszugehen.  

 

6  Jan Goebel, Peter Krause: Auswirkungen der Coronapandemie nach Einkommens- und Bevölkerungsschichtung – eine 

Momentaufnahme, Datenreport 2021  
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Abbildung 8:  Analyse der Stadt Frankfurt am Main: Soziale Lage im Stadtteil und die 
kumulative Inzidenz (n=35.335) 

 

Quelle: M Schade, Gesundheitsamt Frankfurt a.M. Sozialräumliche Analysen zu COVID 19 
und sozialer Ungleichheit in Frankfurt: Auswertung der Falldaten von März 2020–April 
2021          empirica 

Die Erkenntnisse zur COVID 19-Pandemie, aber auch vorheriger Infektionsausbrüchen zei-
gen, dass Programmgebiete, wie auch vergleichbar sozio-ökonomisch segregierte Quar-
tiere ein erhöhtes Krankheitsrisiko für die Ausbreitung von Atemwegsinfektionen haben. 
Entsprechend resultieren mit Blick auf ein Risikomanagement erhöhte kleinräumige An-
forderungen insbesondere an niedrigschwellige und sprachlich zugängliche Informatio-
nen, Aufklärungen, Beratungen, akute Gesundheitsangebote und vor allem an eine auf-
suchende und Vertrauen schaffende Arbeit mit Multiplikatoren vor Ort.  

2.4 Hitzebelastungen 

Zu den wachsenden Risiken in deutschen Städten gehört die Zunahme an Tagen, an denen 
hohe Temperaturen und Sonneneinstrahlungen, auch in Kombination mit schwachem 
Wind und hoher Luftfeuchtigkeit zu extremen Hitzebelastungen führt. Diese extreme 
Hitze, insbesondere Hitzeperioden über mehrere Tage führen zu gesundheitlichen Belas-
tungen. Insbesondere Menschen mit Vorerkrankungen, ältere Menschen oder Kleinkinder 
sind besonderen Hitzerisiken ausgesetzt.  

Das Aufkommen von Hitze ist dabei regional unterschiedlich, so dass sich Städte und Re-
gionen unterscheiden. Allerdings unterscheiden sich auch das Hitzeaufkommen in den 
Teilräumen einzelner Städte. Ein hoher Versiegelungsgrad, eine hohe Baudichte oder ein 
geringes Grünvolumen zählen zu den Faktoren, die die kleinräumigen Temperaturunter-
schiede beeinflussen.  

Die Städtebaufördergebiete im Programm Sozialer Zusammenhalt sind häufig dichter be-
baut und haben als preiswerte Wohnstandorte oft lagebedingte Standortnachteile, etwa 
die Nachbarschaft zu gewerblichen Nutzungen oder weniger bzw. weiter entfernte Erho-
lungsflächen als durchschnittliche Wohnstandorte. So ist es hier naheliegend, dass die 
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Programmgebiete auch überdurchschnittlich hohen Hitzerisiken ausgesetzt sind. Syste-
matische empirische Grundlagen dazu liegen bisher jedoch nicht vor. 

Daher erfolgt im Rahmen dieser Studie eine Berechnung der Hitzebelastung anhand klein-
räumiger Auswertungen der Oberflächentemperatur. Da Lufttemperatur-Daten deutsch-
landweit nicht flächendeckend kleinräumig verfügbar sind (es gibt bundesweit ca. 220 
Wetterstationen) wird die Oberflächentemperatur herangezogen, die durch Satellitenbe-
obachtungen7 auf Ebene von 30 m x 30 m Rasterzellen analysiert werden kann. Da Ober-
flächentemperatur und Lufttemperatur korrelieren, ist davon auszugehen, dass Untersu-
chungsgebiete bzw. ihre nähere Umgebung mit einer höheren Oberflächentemperatur 
auch eine erhöhte Lufttemperatur aufweisen.  

Abbildung 9: Temperaturunterschied in °C zwischen Programmgebiet und jeweiligem 
Gemeindedurchschnitt  

 

Quelle: Analyse empirica auf Basis von Landsat-8/9 Daten der U.S. Geological Survey 

Für die Analyse wurden die verfügbaren Satellitenaufnahmen für Deutschland in den 
Sommermonaten Juni, Juli und August 2024 herangezogen. Die Aufnahmen wurden au-
tomatisch kalibriert und unbrauchbare Pixel entfernt (Wolken/Dunst/Wasserflächen/an-
dere Interferenzen). Mit den Geodaten der Gemeinden, dem CORINE Landcover und ge-
oreferenzierten Fördergebieten wurden jeweils die gewichteten Mittelwerte der Oberflä-
chentemperaturen herangezogen und aggregiert. Damit wurden Vergleichswerte für das 
aggregierte Gemeindegebiet (nach CORINE definierte „städtische“ Gebiete8) sowie in glei-
cher Weise für das oder die Programmgebiete einer Gemeinde erzeugt.  

Im Ergebnis zeigt sich, dass in rd. 79 % der Programmgebiete die Mittelwerte der Oberflä-
chentemperaturen höher sind als die Mittelwerte im jeweiligen sonstigen Gemeindege-
biet. In rd. 28 % der Programmgebiete beträgt die Temperaturdifferenz dabei mehr als 

 

7  Landsat 8 und 9; https://www.usgs.gov/landsat-missions/landsat-collection-2-surface-temperature 
8  Code 111 & 112, „Durchgängig städtische Prägung“ & „Nicht durchgängig städtische Prägung“ 
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2°C. Die Programmgebiete weisen somit häufiger eine höhere Exposition gegenüber dem 
Hitzerisiko auf, als das sonstige Gemeindegebiet im Durchschnitt. In rd. 21 % der Pro-
grammgebiete ist es umgekehrt, hier sind die Programmgebiete im Mittel etwas kühler 
als im jeweiligen sonstigen Gemeindemittel. 

Abbildung 10: Temperaturunterschiede in °C der Programmgebiete gegenüber dem je-
weiligen Gemeindemittelwert – nach Gemeindegrößenklassen (Großstadt oben links, 
Mittelstadt oben links, größere Kleinstadt mittig links, kleinere Kleinstadt mittig rechts, 
Landgemeinde unten links) 

 

Quelle: Analyse empirica auf Basis von Landsat-8/9 Daten der U.S. Geological Survey 

Im Vergleich der unterschiedlichen Städtetypen nach Einwohnergrößen zeigt sich zu-
nächst, dass die durchschnittlichen Oberflächentemperaturen von Großstädten bis zu den 
Landgemeinden nach Einwohnergrößenklassen sukzessive niedriger werden. Die Anteile 
der Programmgebiete, die jeweils höhere Temperaturen aufzeigen als die jeweiligen Ge-
meindemittel, variieren nach den Größenklassen zwischen 75 % (Großstadt) und 87 % 
(Landgemeinde).  

Die nachfolgenden Punktwolken zeigen die Durchschnittstemperatur der Programmge-
biete zu dem jeweiligen Rest der Gemeinde (nur die Siedlungsgebiete). Die orange Linie 
ist die Linie gleicher Temperatur. Sind die Punkte über der Linie, ist das Programmgebiet 
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wärmer, sind die Punkte darunter, ist das sonstige Siedlungsgebiet wärmer. Pro Stadt 
kann es mehrere Fördergebiete geben (insbesondere in Großstädten), die mit je einzelnen 
Punkten in der Abbildung aufgeführt sind. Die Temperatur des sonstigen Gemeindegebie-
tes bleibt in diesem Fall gleich, weshalb in großen Großstädten auch Linien gleicher Ge-
meindetemperatur zu sehen sind.  

Mit höheren Hitzerisiken in den Programmgebieten entstehen höhere Managementan-
forderungen im Umgang mit dem Risiko. Zunächst gilt es, die Risiken zu erfassen und zu 
bewerten, etwa im Rahmen von meist gesamtstädtischen Hitzeaktionsplänen, für eine 
vorsorgende, frühzeitige Kommunikation der Risiken sowie der potenziellen gesundheit-
lichen Folgen extremer Hitzeperioden. Im Rahmen der Aktionspläne geht es auch um kon-
krete Maßnahmen der Risikoanpassung, die wiederum auf der Ebene von Quartieren kon-
kretisiert werden sollten. Die präventive Minimierung von Hitzerisiken durch städtebauli-
che Maßnahmen (Schaffung grüner und blauer Infrastrukturen zur Abschwächung von 
Wärmeinsel-Effekten, Verschattungen in Aufenthaltsbereichen) hat in der Städtebauför-
derung als Querschnittsaufgabe bereits eine vergleichsweise hohe Priorität. Etwas weni-
ger berücksichtigt werden bisweilen Investitionen in Wohngebäude, etwa bei einer ener-
getischen Sanierung, bei der auch der Schutz vor Sommerhitze und direkter Sonnenstrah-
lung eingeplant werden kann. Auch Wärmedämmung vermeidet nicht nur im Winter Wär-
meverluste, sondern kann auch im Sommer das Eindringen von Hitze verringern.  Ebenso 
können moderne, energieschonende Heizsysteme auch für Kühlung sorgen. Hierfür könn-
ten quartiersspezifische Beratungsansätze oder auch Finanzierungsanreize im Rahmen 
von quartiersbezogenen Entwicklungsstrategien geschaffen werden.  

Ein wichtiger Faktor bei dem akuten Auftreten von Hitzewellen ist die Unterstützung bzw. 
Umsetzung zeitnaher Maßnahmen, insbesondere für gesundheitlich vulnerable Einwoh-
nergruppen. Dabei geht es im Vorfeld um die Identifikation dieser Personengruppen im 
Quartier (u. a. ältere Menschen, zu Hause betreute pflegebedürftige Menschen, Kleinkin-
der) und um die Frage, wie diese Personen im akuten Fall erreicht werden können. Dabei 
spielen Informationen und Warnungen eine Rolle, die Vermeidung von Dehydrierung bzw. 
die Bereitstellung von Trinkwasser (einschließlich der Vergewisserung, dass dies auch ge-
nutzt wird), aber auch die Bereitstellung und der Zugang zu klimatisierten Rückzugsorten 
im Wohnumfeld (sogenannte Abkühlungsorte). Hierzu sollten konkrete Konzepte und Ab-
stimmungen mit möglichen Raumangeboten bzw. den Trägern dieser Räume geschaffen 
werden, etwa in öffentlichen Einrichtungen wie Bibliotheken, Museen, Kirchengebäuden 
oder ggf. auch Behörden, Einkaufspassagen oder Bahnhofsgebäuden. Neben der Sicher-
stellung der Öffnung bzw. des Zugangs zu diesen Räumen müssen in diesen ggf. Gebäuden 
auch Kühlungsmaßnahmen umgesetzt werden können. Sicherzustellen ist zudem über 
Kontaktpersonen im Quartier, dass diese Räume auch im Notfall aufgesucht werden, ggf. 
durch Unterstützung bei mangelnder Mobilität.  

2.5 Starkregenereignisse und damit verbundenes Hochwasser 

Neben anderen regionalen Einflussfaktoren bestehen in urbanen Räumen aufgrund von 
Wärmeinseln und dadurch erzeugter Luftzirkulation höhere Risiken für das Auftreten von 
Gewittern und lokalen Starkregenereignissen. Bei hohen Versiegelungsgraden kommt es 
durch das Auftreten von Starkregen zu einem verstärkten Oberflächenabfluss, wenn das 
Wasser nicht mehr über die Entwässerungssysteme aufgenommen werden kann. Starkre-
genereignisse führen dann zu einer Überlastung öffentlicher Kanalisationen wie auch pri-
vater Grundstücksentwässerungen. 
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Das Auftreten von Starkregen ist kleinräumig nicht systematisch differenziert, so dass 
Starkregenereignisse selbst zunächst nicht quartiersspezifischen Mustern folgen. Das 
Schadenspotenzial, etwa aufgrund topografischer Verhältnisse (z. B. tiefer gelegene Sied-
lungsbereiche) und der Reliefenergie oder dem Versiegelungsgrad, unterscheidet sich 
auch kleinräumig. Das jeweilige quartiersbezogene Schadensrisiko muss daher anhand 
von Analysen und Projektionen entsprechend den kleinräumigen Voraussetzungen be-
wertet und als Starkregengefahrenkarte für das Quartier ausgewertet werden. Eine sys-
tematische Benachteiligung durch höhere Risiken etwa von Programmgebieten kann bis-
her nicht ermittelt werden, da die entsprechenden Datengrundlagen nicht flächende-
ckend verfügbar sind, sondern gesondert ermittelt werden müssten. Entsprechend erfor-
derlich werden flächendeckende Analysen durch Starkregengefahrenkarten.  

Bekannt sind jedoch die erhöhten Risiken durch eine vulnerablere Wohnbevölkerung in 
Programmgebieten und vergleichbaren Stadträumen, wenn in Folge von starkregenbezo-
genen Ereignissen Menschen versorgt oder im Notfall auch evakuiert werden müssen. 
Auch Einrichtungen, die spezielle Hilfe benötigen, müssen dabei berücksichtigt werden. 
Generell haben solche punktuellen Ereignisse nur geringe Vorwarnzeiten. Das setzt wie-
derum voraus, das entsprechende Ansprechpartner vor Ort über mögliche Notfallaktivi-
täten im Bilde sind und kurzfristig reagieren können. Zudem sollten auch die möglichen 
Schwachstellen im Quartier bekannt sein, um hier ein besonderes Augenmerk darauf zu 
legen. So kann es zu einem Stromausfall führen, wenn Trafo/Umspannstationen überflu-
tet werden. Auch können Verkehrswege und damit auch ggf. Rettungswege überflutet 
werden, was alternative Lösungsmöglichkeiten erfordert. Vorbereitend gilt es für den Ka-
tastrophenfall mit Spezialisten zu klären, welche Rettungswege bei unterschiedlichen 
Schadensszenarien bestehen. Dies wiederum setzt voraus, dass Personen mit Quartiers-
kenntnissen und Kenntnissen der lokalen Situation hilfsbedürftiger Menschen auch in den 
Privathaushalten hierbei eingebunden sind. 

Im Kontext der Städtebauförderung stehen in der Regel quartiersbezogene investive Maß-
nahmen zur Verbesserung der Zwischenspeicherung von Wassermengen im Vordergrund, 
um Risiken durch höhere Niederschlagsmengen zu verringern. Oft sind diese Maßnahmen 
eingebettet in ein gesamtstädtisches Regenwassermanagement bzw. in ein umfassendes 
Ziel einer „Schwammstadt“, bei dem es u. a. auch um die Grundwasserspeicherung und 
Verbesserung des Mikroklimas geht. Im Sinne eines integrierten quartiersbezogenen Risi-
komanagements sollten nicht nur solche öffentlichen investiven Maßnahmen betrachtet 
werden, sondern auch nicht investive Vorkehrungen für entsprechende Katastrophenfälle 
im Sinne multipler Risikoansätze berücksichtigt werden. 

Auch kann der quartiersbezogene Ansatz der Städtebauförderung gezielt genutzt werden, 
um die möglichen Schadensrisiken in privaten Wohngebäuden durch private Investitionen 
zu minimieren. So können die Risiken von Starkregenereignissen kleinräumig differenziert 
betrachtet und Schwachstellen durch tiefer liegende Gebäudeöffnungen wie Licht-
schächte, Einfahrten, Türbereiche oder auch tiefer liegende Räume mit Überflutungsrisi-
ken identifiziert werden. Hierfür könnten Beratungsansätze und Investitionsanreize für 
Eigentümer im Rahmen einer quartiersbezogenen Förderkulisse konzipiert werden.  

2.6 Längere Stromausfälle 

Bisher zeigt die Erfahrung in Deutschland, dass längere Stromausfälle eher selten auftre-
ten. Das Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe weist jedoch darauf 
hin, dass auch in Deutschland längere Stromausfälle möglich sind, wie einzelne 
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witterungsbeeinflusste Ereignisse in den 70er Jahren oder auch den 00er Jahren gezeigt 
haben. Auch bei Hochwasserereignissen erfolgten aus Schutzgründen teilweise Abschal-
tungen der Stromversorgung in überschwemmten Gebieten. Sowohl als Folgewirkung an-
derer Katastrophenereignisse, als auch aus anderen Ursachen, etwa Anschlägen, Überlas-
tungen oder Defekten der Infrastruktur, können grundsätzlich längere Stromausfälle ent-
stehen.  

Die Auswirkungen auf die Versorgung der Haushalte betreffen dann das Trinkwasser, alle 
elektrischen Einrichtungen, darunter auch Heizungsanlagen, Versorgungsdienstleistun-
gen, Mobilitätsdienstleistungen, Finanzdienstleistungen oder auch Kommunikations-
dienstleistungen, die ganz ausfallen, nur eingeschränkt zur Verfügung stehen oder über-
lastet werden.  

Die Risiken von längeren Stromausfällen machen deutlich, dass Vorkehrungen zum Selbst-
schutz privater Haushalte von hoher Bedeutung sind, wie die Bevorratung von Trinkwas-
ser, auch Brauchwasser und Lebensmitteln, um im Notfall mehrere Tage ohne Hilfe von 
außen auskommen zu können. Gleichzeitig zeigen Analysen hierzu, dass nur eine Minder-
heit der Haushalte entsprechende Empfehlungen umsetzt und Notreserven für Krisensi-
tuationen bevorratet. Die Untersuchungen zeigen auch, dass es bei der Umsetzung sol-
cher Empfehlungen ein soziales Gefälle der Haushalte gibt. Kleinräumig differenzierende 
Studien sind bisher nicht bekannt, jedoch dürften diese sowohl ein entsprechendes sozi-
alräumliches Gefälle bei der Vorsorgebereitschaft als auch Vorsorgekapazität belegen. 

Stadträumlich differenzierte Herausforderungen bestehen sowohl bei der Kommunika-
tion zur Prävention als auch der Kommunikation im Krisenfall. Dabei spielt bereits das 
grundlegende Sprachverständnis eine Rolle, ebenso wie die kommunikative Erreichbar-
keit und das Verständnis, welches in sozial belasteteren Wohnquartieren herausfordern-
der ist (vgl. 2.2.3). Besondere Risiken entstehen für Haushalte mit häuslichen Pflegefällen, 
die anteilig häufiger in den belasteteren Quartieren wohnen. 

Kommunikative Anforderungen bestehen somit in der Prävention, um die Risikowahrneh-
mung zu stärken, wie auch in der akuten Krisenkommunikation, die ebenfalls systema-
tisch vorbereitet sein muss und idealerweise auch im Sinne der Prävention erprobt wird.  

2.7 Weitere Risiken 

Deutschland ist kein Hochrisikogebiet für Erdbeben, aber auch in Deutschland bestehen 
–  im Vergleich geringere – Erdbebenrisiken. In einigen Regionen ist die Erdbebenwahr-
scheinlichkeit etwas höher, darunter im südwestlichen Baden-Württemberg, dem Vogt-
land, der Schwäbischen Alb und der Kölner Bucht. Meist bleiben Erdbeben ohne spürbar 
größere Schäden. Kleinräumige Unterschiede entstehen aufgrund von unterschiedlichen 
Schadensrisiken an Gebäuden, insbesondere bei schlecht gesicherten Altbauten. Quar-
tiersspezifische Managementansätze ergeben sich aufgrund von Erdbebenrisiken daher 
zunächst nicht. 

Sozial belastete Wohngebiete, die gleichzeitig preiswerte Wohnstandorte sind, liegen 
häufiger in Nachbarschaft zu gewerblichen und industriell genutzten Siedlungsbereichen. 
Die Emissionsbelastungen in der Nachbarschaft verringern die Wohnstandortqualität und 
wirken somit auch selektiv auf die Bewohnerschaft. Somit bestehen generell häufiger Ri-
siken, die durch Industrieunfälle wie Explosionen, Brände oder die Freisetzung von toxi-
schen Stoffen entstehen können. Betriebe, die mit entsprechend gefährlichen Stoffen um-
gehen, unterliegen mit der Seveso-Richtlinie besonderen Sicherheitsmaßnahmen zum 
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Schutz von Bevölkerung und Umwelt. Neben planerischen Abstandsanforderungen zu den 
Betrieben bestehen gesonderte Informationsrechte von Bewohnerinnen und Bewohnern 
und die Möglichkeiten der Beteiligung an Übungen für Katastrophenfälle. Daher könnten 
entsprechend mit Risiken belastete Quartiere diese Voraussetzungen aufgreifen, um hier 
Aktivitäten und Informationsvermittlungen zu nutzen und diese in quartiersspezifische Ri-
sikomanagement-Aktivitäten einzubinden. Auch dies könnte im Rahmen integrierter 
Quartiersentwicklungsprozesse erfolgen. 

Risiken entstehen auch durch mögliche Anschläge oder Sabotageakte etwa an Infrastruk-
tureinrichtungen oder Versorgungseinrichtungen wie der Strom- und Trinkwasserversor-
gung. Die Präventionsmaßnahmen sind vergleichbar etwa mit der Sensibilisierung und 
Vorkehrungen gegenüber langanhaltenden Stromausfällen und ggf. auch Evakuierungs-
maßnahmen. Somit sollten auch mögliche Gefahrenszenarien in Risikomanagementan-
sätzen Berücksichtigung finden.  

Hinzu kommen militärische Risiken und Anforderungen an den Zivilschutz. Auch dies kann 
auf Ebene von Wohnquartieren aufgegriffen werden und mit entsprechender Expertise 
können auch mögliche Vorkehrungen für Krisenfälle durchdacht und geplant werden. Im 
Zusammenhang mit einem quartiersspezifischen Risikomanagement können dabei auch 
Möglichkeiten für Einrichtungen des Zivilschutzes auch hinsichtlich multifunktionaler 
Nutzbarkeiten erörtert werden. So können entsprechende sichere Einrichtungen in Hitze-
wellen auch als Abkühlungsorte für die Bewohnerschaft dienen oder im Falle von Strom-
ausfällen in Kälteperioden als Aufwärmorte. Zudem lassen sich weitere Nutzungen, unab-
hängig von Risikoszenarien, einbinden, so dass sich der Mehrwert erhöht. 

3 Integration von Elementen eines Katastrophen-Risikomanagements 
in integrierten Quartiersentwicklungsprozesse 

3.1 Förderprozess als Impuls 

Die bestehenden Städtebauförderungsprozesse sind durch die seit bereits einigen Jahren 
verbindlich eingeforderte Einbindung klimabezogener Handlungsfelder bereits Anknüp-
fungspunkte für die Einbindung von Maßnahmen der Klimaanpassung im Quartier. Ent-
sprechende Herangehensweisen und Maßnahmen sind auf kommunaler Ebene keine 
Neuheit und in den Arbeitsprozessen werden mehr oder weniger systematische Ansätze 
(je nach fachlichen Kapazitäten der Städte und Gemeinden) entwickelt, wie Hitzestresse 
oder auch Starkregenrisiken gemildert werden können. Im Vordergrund stehen in dem 
investiven Förderprogramm auch entsprechende investive Maßnahmen, etwa der Stär-
kung von Grün, Schaffung verschatteter Bereiche oder ggf. auch die Verfügbarkeit von 
Trinkwasser im öffentlichen Raum. Etwas seltener sind integriert entwickelte Ansätze, die 
sich mit der informativen Prävention sowie dem Management in entsprechenden Krisen-
fällen beschäftigen. Dies liegt auch daran, dass die Ausgestaltung solcher „investitionsbe-
gleitender“ Maßnahmen im Kontext der Programmförderung nicht automatisch auf der 
Hand liegt, aber auch an der Frage der Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten in den 
federführenden Fachbereichen.  

Ein Schritt weitergedacht, könnten die Arbeitsprozesse, die durch die Finanzierungsmög-
lichkeiten entstehen und damit auch temporär in der fachlichen und meist auch öffentli-
chen Aufmerksamkeit (durch die entsprechend eingeforderten Beteiligungsprozesse) lie-
gen, auch für die Initiierung quartiersspezifischer Ansätze des Katastrophen-
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Risikomanagements aufgegriffen werden. Mit Blick auf die betrachteten Anforderungen 
für einen solchen Managementansatz bestehen große Schnittmengen zu dem programm-
spezifischen Instrument des Quartiersmanagements, insbesondere in der gemeinwe-
senorientierten Ausrichtung.   

Letztlich kann ein durch die Städtebauförderung induzierter integrierter Quartiersent-
wicklungsprozess auch den Impuls für ein systematisches quartiersspezifisches Risikoma-
nagement bilden. Dies gilt insbesondere in Quartieren mit höheren Anteilen an vulnerab-
ler Bewohnerschaft. 

3.2 Anforderungen an einen quartiersspezifischen Risikomanagementansatz 

Sondierungsphase 

Eine Integration des Risikomanagements in die integrierte Quartiersentwicklung greift 
auch eine bisher bestehende Verantwortungslücke auf. Im Rahmen einer Sondierungs-
phase sollte daher auch erörtert werden, wer diese Sondierung federführend begleiten 
kann. Dies kann zunächst eher unabhängig von fachlicher Expertise erfolgen, da es um das 
Aufwerfen von Fragen geht, die dann schließlich mit unterschiedlichen Zuständigkeiten 
und Fachbereichen zu diskutieren und zu beantworten sind. Analog zur Bearbeitung der 
verschiedenen Handlungsfelder im Rahmen eines integrierten Entwicklungskonzeptes für 
das Quartier kann auch die Betrachtung des Risikomanagements erfolgen. 

In der Vergangenheit wurden für vergleichbare Schnittstellenaufgaben wie kommunale 
Klimaaufgaben, kommunale Integrationsaufgaben oder kommunale Bildungsaufgaben 
auch spezifische Kümmerer oder Manager geschaffen. Allerdings setzt dies meist auch die 
fachliche oder anteilige Finanzierung etwa durch Landesprogramme als Anreiz für Kom-
munen voraus. Solange es solche meist temporär befristeten spezifischen Anreize nicht 
gibt, sollte die Integration des Risikomanagements in bestehenden Arbeitsstrukturen ein-
gebettet und bewusst als kleinschrittiger und nicht überfordernder Prozess angegangen 
werden. 

Ausgangspunkt sollte eine Sondierung bilden, bei der anhand von Fragestellungen für die 
Bandbreite der zu betrachtenden Risiken im Kontext der Quartiersentwicklung geklärt 
wird, welche Informationsgrundlagen verfügbar sind und welche möglichen lokalen Ex-
perten einbezogen werden können. Sofern es gesamtstädtische Ansätze für ein integrier-
tes Katastrophen-Risikomanagement gibt, können die entsprechenden Schnittstellen zum 
Quartier erörtert werden.  

Mögliche einzubindende Akteure für die Sondierung können eher fachspezifische Akteure 
wie Ansprechpartner der Feuerwehren, der Ordnungsämter, der Bezirkspolizei oder ggf. 
auch THW-Ansprechpartner sein. Daneben können es auch Akteure sein, die ohnehin in 
integrierten Entwicklungsprozessen eine Rolle spielen, wie Wohnungsunternehmen oder 
Gebäudeeigentümer, Gewerbetreibende, Träger der Wohlfahrt und sozialen Arbeit im 
Quartier oder auch Vereine. Insbesondere die mögliche Multiplikatorfunktion dieser 
Quartiersakteure ist für die Ansätze des Risikomanagements zielführend. 

Diskussion und Bewertung potenzieller Risikoszenarien 

Im Rahmen der Thematisierung des Risikomanagements sollten die unterschiedlichen 
möglichen Krisenfälle im Sinne von Szenarien erörtert werden. Dazu zählen dann Hitze-
stresse (auch mögliche urbane Brandgefahren in Trockenperioden, wie z.B. 
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Böschungsbrände entlang von Verkehrsachsen etc.), Überflutungsrisiken bei Starkregen- 
und Sturmereignissen (je nach Topografie auch resultierende Hangrutschungen etc.), der 
Ausbruch von Infektionskrankheiten, Stromausfälle mit resultierenden Versorgungsbe-
darfen, Industrieunfälle mit Gefährdungspotenzialen oder Sabotagen der Infrastruktur 
mit Versorgungseinschränkungen. Je nach Kenntnissen und Vertiefungen sollten auch 
mögliche überlagernde oder kaskadierende Effekte von Krisenfällen thematisiert werden.  

Das Aufzeigen möglicher Risikoszenarien im Quartier dient insbesondere der Identifika-
tion möglicher Schwächen und Schwachpunkte, etwa bei Versorgungsbedarfen von vul-
nerablen Haushalten, hinsichtlich von Kommunikationsschwächen (Erreichbarkeit, Spra-
che, Verständnis) für Prävention oder dem akuten Krisenmanagement.  

Die fachlichen Grundlagen für eine Analyse und Bewertung der unterschiedlichen Risiken 
dürften von Quartier zu Quartier bzw. von Kommune zu Kommune unterschiedlich sein 
(z. B. Hitzeaktionspläne, Starkregengefahrenkarte, Identifikation vulnerabler Haushalte 
bzw. von Ansprechpartnern mit Kenntnissen und Kontakten, Identifikation von gemein-
wesenorientierten Schnittstellen als Multiplikatoren in Krisenfällen, kommunale Notfall-
pläne, Evakuierungspläne, Vorratsplanungen für Krisenfälle etc.). In jedem Fall sollten die 
verfügbaren Informationen und ggf. Einschätzungen als Grundlage für eine Bewertung 
und Benennung von Schwachstellen, Lücken und kritischen Faktoren dienen. Ergebnis sol-
cher Prozesse kann auch die künftige Aufbereitung noch fehlender systematischer Infor-
mationen sein.  

Die subjektiven und intersubjektiven Einschätzungen und Bewertungen dienen als Grund-
lage für die Priorisierung von Zielsetzungen und Handlungsbedarfen, um schrittweise die 
Resilienz des betrachteten Quartiers gegenüber Krisen- und Katastrophenereignissen zu 
verbessern. 

Priorisierung von Handlungsbedarfen 

Je nach Themenbereich gilt es, die Handlungsbedarfe zu priorisieren. Diese können bau-
lich investiver Art sein, etwa die Einrichtung von Abkühlräumlichkeiten, Verschattungs- 
oder Grünmaßnahmen, Maßnahmen zur Rückhaltung und Speicherung von Niederschlä-
gen, Schaffung von Trinkwasserangeboten im öffentlichen Raum, multifunktionale Schaf-
fung von Einrichtungen, die auch dem Zivilschutz dienen können, Investitionsanreize für 
Eigentümer, um Schutzvorkehrungen von Wohngebäuden zu schaffen etc. 

Mit Blick auf nicht investive Maßnahmen sind es entsprechende Konzepte bzw. Prozesse 
zur Stärkung des quartiersbezogenen Risikomanagements mit der Abstimmung von Ver-
antwortlichkeiten, mit Netzwerken und kommunikativen Maßnahmen, der Entwicklung 
akuter Krisenpläne und Vorgehensweisen sowie der Stärkung gemeinwesenorientierter 
Zugänge zu vulnerablen Haushalten im Quartier. Die Kommunikation (sprachliche Ver-
ständigung, Erreichbarkeit von Zielgruppen) hat nicht nur in der Vorsorge eine Schlüssel-
stellung, sondern auch in der akuten Krisensituation und der Bewältigung dieser Krisen 
und Folgen. Da integrierte Entwicklungsansätze im Quartier auf Kommunikations- und Be-
teiligungsprozesse (auch im Umgang mit sprachlicher Vielfalt) angewiesen sind, lassen 
sich hier Synergien herstellen. Es sind somit nicht gesonderte, aufwändige eigene Pro-
zesse nur unter dem Aspekt des Krisenmanagements erforderlich, sondern diese können 
in die ohnehin vorzusehenden Prozesse als eine fachliche Facette eingebunden werden. 
Es sind zwar auch spezifische fachliche Kenntnisse und entsprechende Personengruppen 
erforderlich, die aber analog zu anderen fachlichen Querschnittsthemen im Quartier wie 
der Gesundheit, Bildung, Arbeitsmarkt im Prozess eingebettet werden können. Auch ent-
sprechende Multiplikatoren für die Sensibilisierung, ggf. auch für Notfallübungen wie 
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Einrichtungen der Kinderbetreuung, der Schulen, Gemeinbedarfseinrichtungen sind be-
reits oft in die integrierten Prozesse involviert und können darüber einbezogen werden. 

Wie auch in vielen anderen Handlungsfeldern ist das Gelingen einer wachsenden Resilienz 
gegenüber Krisen auf die Mitwirkung der Bürgerschaft angewiesen und damit auch auf 
eine geeignete Kommunikation und Einbindung, die vor Ort im Quartier auf der Ebene 
von Nachbarschaftskontakten wiederkehrend konkret umgesetzt werden kann. Für Pro-
zesse des Risikomanagements oder der Risikokommunikation gibt es hilfreiche Literatur, 
insbesondere veröffentlicht vom Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophen-
hilfe. Spezifische Leitfäden, heruntergebrochen auf die Quartiersebene, auch mit Blick auf 
die Schnittstellen zu bestehenden strukturellen Prozessen wie der Stadterneuerungsmaß-
nahmen, sind noch zu entwickeln. 

Integration risikorelevanter Aussagen in integrierte Konzepte 

Um einen Einstieg in quartiersbezogene Prozesse des Risikomanagements zu finden, 
wenn entsprechende Aufgaben oder Fragestellungen bislang nicht artikuliert wurden, 
können integrierte Entwicklungskonzepte diese Themen als Fragestellungen und auch als 
mittel- bis langfristigen Handlungsbedarf berücksichtigen. Hier können die Themen und 
Aspekte aufgeworfen bzw. adressiert werden, z.B. auch als mögliche Handlungsebene, die 
es dann im Verhältnis zu anderen Handlungsfeldern zu priorisieren gilt. Idealerweise wird 
auch aufgezeigt, wie ein längerfristiger Prozess auf Basis bestehender Informationen und 
Netzwerke schrittweise entwickelt werden kann. 

Da integrierte Entwicklungskonzepte von der lokalen Politik als quartiersspezifischer Ziel- 
und Handlungsrahmen zu beschließen sind, bildet eine entsprechende Verortung des The-
mas Risikomanagement in den Konzepten auch einen für die Kommune verbindlichen 
Rahmen.  
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BESTELLOPTIONEN FÜR EMPIRICA REGIONALDATEN 

Sie haben Interesse an Regionaldaten aus der empirica-Wohnungsmarktbeobachtung? 
Die Ergebnisse unserer Bestandsmieten- oder Prognosemodelle sowie viele weitere Da-
tengrundlagen erhalten Sie bei der empirica regio 

• als Zugang zur empirica Regionaldatenbank (Marktstudio oder RESTful API)  

• oder als individuelle Einzelbestellung. 

Nehmen Sie gerne Kontakt auf, damit wir für Sie ein geeignetes Angebot erstellen können. 

 

 

 

 

 

Für einen unverbindlichen 
Testzugang oder weitere 
Informationen zur  
Prognose kontaktieren  
Sie uns 

www.empirica-regio.de 
info@empirica-regio.de 
+49 (228) 914 89 - 214 

empirica regio Marktstudio 

Ein Zugang: Mit dem browserbasierten Marktstudio von empirica regio erhalten Sie einen 
direkten Zugang zur Regionaldatenbank von empirica regio. 

Alle Daten: Sie haben damit rund um die Uhr Zugriff auf über 1.800 Indikatoren sowie 
Daten für mehr als 10.000 Gemeinden, 400 Kreise und zahlreichen Vergleichsregionen. 

Keine Recherche: Mit nur wenigen Klicks können Sie bequem Karten, Abbildungen, Tabel-
len oder Marktreports erstellen – ohne aufwendige Recherche. 

Gebündelte Wohnungsmarktexpertise 

Die empirica regio GmbH ist ein Tochterunternehmen der empirica und auf die Verarbei-
tung, Analyse und Bereitstellung von Rahmendaten für die Immobilienwirtschaft speziali-
siert. Mit der empirica Regionaldatenbank als wichtigstes Produkt bündeln wir moderne 
Informationssysteme, Qualität und Know-how zum Immobilienmarkt in einer Hand. 

http://www.empirica-regio.de/
mailto:info@empirica-regio.de
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